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MITTEILUNGEN

Gesetz zur Reform des Personenstandsrechts

Am 9. 11. 2006 hat der Deutsche Bundestag das Gesetz zur Reform des
Personenstandsrechts in zweiter und dritter Lesung beschlossen (BT-
Drucks. 16/1831). Der Bundesrat hat diesem Vorhaben am 15. 12. 2006
zugestimmt. In Kraft treten wird das neue Recht zum 1. 1. 2009. Kernstück
der Reform ist die Einführung der elektronischen Registerführung im Stan-
desamtswesen. Darüber hinaus erfolgen verschiedene sachliche Änderun-
gen. U. a. weist das neue PStG die Begründung einer Lebenspartnerschaft
künftig bundeseinheitlich grundsätzlich den Standesämtern zu (§ 17 i. V.
mit § 11 PStG-neu). Den Bundesländern bleibt es jedoch aufgrund einer
Öffnungsklausel in § 23 LPartG-neu unbenommen, in diesem Bereich ei-
gene Regelungen beizubehalten oder einzuführen. Nicht übernommen
wurde hingegen die Anregung der Bundesnotarkammer, dass Notare als
ermächtigt gelten sollten, die Erteilung von Personenstandsurkunden zu
beantragen, wenn sie Erklärungen von antragsberechtigten Personen beur-
kundet oder beglaubigt haben.

Veranstaltungen des Fachinstituts für Notare

1. Aktuelles Steuerrecht für Notare

Zeit/Ort: 23. 2. 2007, Frankfurt, Steigenberger Hotel Metropolitan
24. 2. 2007, München, Dorint Sofitel Bayerpost

Referenten: Notar Dr. Sebastian Spiegelberger, Rosenheim, Rechtsanwalt und Steu-
erberater Klaus Koch, Baden-Baden

Kostenbeitrag: 295,– � / ermäßigt 225,– �

25,– � für den Erfolgsnachweistest
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Herausgegeben im Auftrag der Bundesnotarkammer von

RA und Notar Manfred Blank, Lüneburg,

Notar Prof. Dr. Günter Brambring, Köln,

Notar Prof. Dr. Rainer Kanzleiter, Neu-Ulm
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2. Das neue Unterhaltsrecht in der notariellen Praxis

Zeit/Ort: 9. 3. 2007, Bochum, Ausbildungs-Center des DAI
10. 3. 2007, Würzburg, Maritim Hotel
16. 3. 2007, Berlin, Ausbildungs-Center des DAI
17. 3. 2007, Kiel, Haus des Sports

Leitung: Notar Dr. Norbert Frenz, Kempen
Referenten: Notar Dr. Christian Berringer, Sonthofen, Rechtsanwalt und Fachan-

walt für Familienrecht Michael Klein, Regensburg
Kostenbeitrag: 295,– � / ermäßigt 225,– �

25,– � für den Erfolgsnachweistest

Unplanmäßige Änderungen und die Absage von Veranstaltungen (z. B. wegen Ausfall des
Referenten oder zu geringer Teilnehmerzahl) behalten wir uns vor. Wir bitten Sie insoweit
um Ihr Verständnis. Selbstverständlich werden wir Sie über notwendige Änderungen
unverzüglich informieren. Muss ausnahmsweise eine Veranstaltung abgesagt oder ver-
schoben werden, erstatten wir Ihnen umgehend die bezahlte Teilnehmergebühr. Weiterge-
hende Ansprüche sind ausgeschlossen, außer in Fällen vorsätzlichen oder grob fahrlässi-
gen Verhaltens der gesetzlichen Vertreter, Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen
des DAI. Darüber hinaus behält sich das DAI unwesentliche Änderungen im Veranstal-
tungsprogramm vor.
Anfragen und Anmeldungen sind zu richten an das Deutsche Anwaltsinstitut e. V. – Fach-
institut für Notare –, Universitätsstr. 140, 44799 Bochum, Telefon 0234/9706418, Telefax
0234/703507, E-Mail: notare@anwaltsinstitut.de, Internet: www.anwaltsinstitut.de, Bank-
verbindung: Dresdner Bank AG Bochum (BLZ 430 800 83), Konto-Nr. 802 950 700.

Verbraucherpreisindex für Deutschland im November 2006

Nach Mitteilung des Statistischen Bundesamtes ist der Verbraucherpreis-
index für Deutschland auf Basis 2000 = 100 im November 2006 gegenüber
November 2005 um 1,5 % (110,2) gestiegen. Im Vergleich zum Oktober
2006 verringerte sich der Index um 0,1 %.

Das Statistische Bundesamt ist im Internet unter www.destatis.de vertre-
ten (Service-Nr. 0611/75-4777, E-Mail: verbraucherpreisindex@destatis.de).

Festsetzung des Basiszinssatzes zum 1. 1. 2007

Ab 1. 1. 2007 beträgt der Basiszinssatz nach § 247 BGB 2,70 % p. a.
(zuvor seit dem 1. 7. 2006 1,95 % p. a.; s. DNotZ 2006, 486). Der Verzugs-
zinssatz nach § 288 BGB beläuft sich damit auf 7,70 % p. a. bzw. für
Entgeltforderungen aus Rechtsgeschäften ohne Beteiligung eines Verbrau-
chers auf 10,70 % p. a.
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